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1i denz dec ,\, - - -
von Roxin6 ausg~machren enformellen Rechtspflichte11 
sein, sich allmählich von d~nder Funktionenlehre zu be­
abzuwenden und . zuneh_men nterreilung von Garanren­
dienen. Die Termrnolog1e de_r U 't bedeutsam, als dass 

II d . ur insowe1 ·h 
pflichren ist a er ings n f' ( ) die Beschreibung I rer 
sie einen Anhaltspunkt ur . ~ Begründung darstellen 
Inhalte und (b) ihre materte e . 

kann. . . .. h flichten ist eine beson~ 

I Einleitung d l 'k . h " L'nrerlassungs e I re 
d

. nnren unec ren . N 
Für ie sogena . " ensrellun konsriruttv. ur 

a) Cha~akremt1sc~ fur Sc d~:p Garanten und einem 
dere Beziehung zw1s~hen_ Pf!' ht bestimmte oder gar 
Rechtsgur. Ihr In~~lt is~ die k 

1
~re~en Rechtsgutträgers, 

sämtliche Re~htsgurer e1~es Ein arrners7 vor Gefahren 
etwa eines Kindes oder es ;p And;rs liegt es bei 
aus allen -~ichrungen zu bewa ~e~er beispielsweise ei-
den sog. Uberwachungsgarantedn. . Fabr1'k betreibt 

isr das Vo_rliegen _e11er Gara_nr s rarbesr~ndlichen Erfolgs 
wer fü: die Ve~hin e;~;~ ~~~;, (§ 13 SrGB), macht sich 
„rechtlich . . . einzufsr d 1· h nd möoliche Maßnahmen 

fb er er or er 1c e u " d srra ar, wenn 1„ r Der 4. Strafsenat es 

r· ,- h H d hält o er eine ' 
;e:s/~i:hl,;;e:ein:e~t - also ~lle P~tf'~ell g~;N;d;~es~ 
Rechts üter - rnr den von dieser e a_ renq f" 
gehend!n Risiken schürzen. In diese

1
fw~ited~;~[:[';i;;; 

sich die Ingerenz ein: Gefahrenq~e ed in i~een Kausal­
kann auch das eigene Handdeln sei~, d:s d~e Verlerzung 

zur Erfolgsabwe;d~~g- u~re;e:\~usammenhangl bislang 

ta~~ ~::;~r~~;eF:ag~e ::~g~~\'~den, ob eine ~arrrei:~~: verlauf in Gang serzr, an essen n . d 
s In erenz von Drmen ubernommen \\er en . 

Jung au g d 1· enden Fall1 harre ein Bordellbes1rzer 
In dem zugrun e ieg . d I E 
. . Ra„umen einen \lann sch11"er m1sshan et. rsr 

eines fremden Rechtsguts stehr. Die Beschreibung_ er 
Enrsrehungsgründe der Garanrenstellung:n ~nd i?rer 
Schurzrichrungen liefert allerdings ~och_ keine~nhalrJ;'h-~ 
Be ründung dafür, warum gerade tn diesen_ onsre att 
on!n die Unrärigkeit des Pflichteninhab~rs e~~ Verhalten 
darstellen soll, das dem Unrechr des iewe~ligen ~ege­
hungsdelikres enrsprichr. Die Begründung ~1eser einzel­
nen Pflichten hängt rnn der lebhaft ur:1srnrrenen_ Frage 
ab, wie der srrafrechrliche Garanrenbegrtff allgemein aus-

in seinen · .. . • f d A . 
h 'bschluss dieser Gewalrrarigke1ren rra er . ~ge 

nac '"' . . L' . h . Al b zu 
klagte B mir weiteren Begle1rern ein. m SI~ ein . 1 1 

. 
rerschaffen, 1·erl ieß der Borddlb_esirz,;r d1~ Örrl1chk~1r 
und „überließ" dem B .,das we1re:e . Mo?l1c_herwe1se 
harre das Opfer bereits zu diesem Zeirpunkr r_odl1c~e Ver­
letzungen er/irren, wurde aber in der Folgezeit we1rer ge­
schlagen. Spärer legre_n einige der ~n dem Targesch_ehen 
Bereiligren auf Anweisung des B 1hr Opfer auf einem 
Parkplatz ab, wo es am nächsren ~lorgen ror aufgefunden 

zufüllen isr. 

b) Konsensfähige . Krir1:rien, au~ denen sämtliche Gara~re~­
pflichren beruhen, smd b,s heure mehr g~funden worden. Weni_g 
Klarheit für die Einzelfallbesrimmung b1erer Jakobs _Unr':rsc~e1-
dung von Pflichten, die enrweder auf d_~r Zusränd1gke1t_ emer 
Person für einen Organisarionskreis (den Uben~ach~ngspfli~hten 
in der herkömmlichen Terminologie) oder emer msmunone/1 
abgesicherten Zusrändigkeir beruhen8

• Vor allem die ler~r­
genannre Gruppe. zu der J.ikobs die persönlichen Obhursbez1e­
hunoen rechnet, bierer wenig Orientierung für die Frage, welcher 
Art "die Beziehungen sein müssen, um eine über die Mindesr­
solidarirär hinausgehende Einsrandspflichr zu begründen. Auch 
die Verhalrenserwarrungen innerhalb einer Sozietät, die Br.1111m­
se119 als Grundlage der Garantensrellungen ansiehr, sind zu 1·age, 
als dass sie das Fundament einer einheir/ichen Garanrenlehre 
bilden kömnen. Unter den jüngeren Ansätzen zur Begründung 
von Garantenposirionen sind nur diejenigen überzeugend und 
praktikabel, die sich um ein Kriterium bemühen, das der Tarherr­
schafr bei den Begehungsdelikren entspricht. So bierer die von 
Scl,ii11ema1111 als Charakrerisrikum der Garanten vorgeschlagene 

wurde. 
Nachdem der B von der \'orinsranz zunä.:hsr verurteile \\'Orden 

war hob der BGH diese Entscheidung auf. Der GBA harre 
arg~mentierr, B habe die Ingerenzpflichren des Bordellbesirzers 
üb~rnommen, als dieser ihm "das weirere" überlassen harre. 
Dieser Sichrweise isr der Se11Jt mit Recht entgegengetreten, da 
die rarrichrerlichen Feststellungen keinen Anhaltspunkt dafür 
enthielten, dass sich der B gegenüber dem Bordellbe~/rzer zur 
bestmöglichen Rettung des Opfers 1·erptlichrer härte. Uber den 
,·orl ieg;nden Fall hinausgehende Be_deurung haben die Ausfüh­
rungen des Gerichts zur generellen Uberrragbarkeir 1·on Garan­
renpflichren. Zunächst bekräftigt der Sen.it die grundsät~)iche 
.Möglichkeit einer Garanrensrellung aus tatsächlicher Uber­
nahme rnn einem Schurzgaranren und fahrr dann forr: "Ob aber 
auch die Übernahme einer durch pflichtwidriges Von·erhalren 
begründeten Garantenpflichr möglich ist, erscheint fraflich, be­
darf hier jedoch keiner abschließenden Entscheidung" . Da die 
Feststellungen für eine eventuelle Übernahme ohnehin keine 
Grundlage boten, ,·erzichrer der Se11at auf eine Begründung für 
seine Zweifel. Ob diese Zweifel berechtigt sind, soll hier in 
3 Schritten untersucht werden. Zunächst erscheint es erforder­
lich, die Srstematik der Garantensrellungen kurz zu rekapitulie­
ren (dazu unren II. l) und die Besonderheiten der lngerenz (II. 2) 
herauszustellen. Daran anschließend wird erörtert, ob sich auf­
grund dieser spezifischen .\lerkmale der Ingerenz eine Über- · 
n~hme durch Dritte \'erbietet (II. 3), was hier im Ergebnis bejaht 
1nrd. 

1) Erörtert wurde diese fr3ge allenfalls für Konstellationen in denen 
es um_ eine lngu~nzha~ung kraft Nachfolge in Organisario'nen ging, 
erw3 innerhalb einer Firma oder Behörde (dazu unten II. 3 c) nicht 
aber um die unmirtelbare Übernahme während eines rnrsiirzlich-delikri­
schen Geschehens. 

_1) D_er ,·on der __"orinsranz (L_G Rostock) fesrgesrellre Sach,·erhalt 
"'.1rd hier ~ur ,-e~kurzr und auf die Problematik der Garanrenptlichten 
hin zugespitzt wiedergegeben. Sach,·erhalr und Gründe finden sich in 
NStZ 2003, 259. 

3) BGH NStZ 1003, 160. II. Zur Übertragbarkeit der Ingerenzpflicht 

1. Garantenbegri(( und /ngertnz 

_In der ~echtslehre werden die Garanrenpflichten einer 
J?1ffer~nz1erung von A:.711in Kaufmann"' folgend systema­
tt~ch m Sc~utz- und Uberwachungsgarantens unterteilt, 
wahrend die Rechtsprechung eine erste Karegorisierung 
auch heute noch überwie~end anhand des formellen Ent-

4) ~iese \'On Amrin _Kau(m,mn Die Dogmatik der Unterlassungsdelik­
te, 19.>9, S. 283, entw1ckelre Kategorisierung ist allgemein als Funktio­
nenlehre bekannt geworden. 

stehungsgrundes der Pfl1ehr vornimmt z m· d d ' 
Pass · d d · u m est 1e 

. agen~ m en_~n er Senat die Ingerenz den "Schurz-
pfüchren gegenuberstellr, mögen eine Forrführung der 

S) .\,fit beachtlichen Gründen kritisch zu dieser Zweiteilung P.iwlik 
ZSrW 111 (1999), 33S; vgl. auch: Si/1·.2-Sanchez in FS Roxin '001 
S. 64lff. ' - ' 

6) Roxin AT II,§ 32 Rn 32. 
E// :-lach BGH ~JW 2003, 2312 endet die Garanrenpflicht zwischen 

be 
e euren_, wenn ein Ehepartner in ernsthafter Trennungs:ibsichr die Le­
nsgememschafr beendet hat. 
81 Jakobs AT, 1. Aufl., 29 . . -\bschn., Rn 29 ff. 
91 Brammsen Die Enmehungsvoraus.serzungen der Gara nrenpflich­

ten, 1986, S. 100, 446. 



sch, Übernalm,e t •o11 Gara11te11p(lichte11 a11s l116ere11z? 

"Herrschaft über den Grund des Erfolges" 10 ein überzeugenderes 
Kriterium, mit dem sich feststellen lässt, ob ein Unterlassen der 
Erfolgsherbeiführung durch Begehen entspricht. Ähnlich verhält 
es sich mit dem - wenn auch etwas weniger.präzisen - Merkmal 
der Konrrollherrschaft 11 über den Geschehensablauf, das die 
besondere Pfl ichtenstellung begründen soll. Wichtig ist für beide 
Begriffe jedoch, dass sie normativ wertend ergänzt werden müs­
sen. Nur wenn unter der geforderten „Herrschaft" nicht allein 
ein faktisches, sondern ein auch normativ begründetes Verhältnis 
\'erstanden wird, lässt sich der Garant von dem zur allgemeinen 
Hilfeleistung gemäß § 323 c StGB \'erpflichteten Bürger unter-
scheiden. · 

2. Die lngerem: als S011der/JI/ 

Unter den einzelnen Garantenpflichten stellt die Ver- . 
pflichtung zur Erfolgsvermeidung aus rnrangegangenem 
Tun d ie wohl problematischste dar, sind doch bis heute 
weder ihre Begründung noch ihre genauen Voraussetzun­
gen und Grenzen abschl ießend geklärt12• Wenn auch die 
zu ihrer materiellen Fund ierung diskutierten Vorschläge 
nicht vollends befriedigen, so kann das Institut der Inge­
renz heure aus der Rechrswirkl ichkeit wohl kaum hinweg­
gedacht werden, ohne dass wenig plausible Strafbarkeits­
lücken d ie Folge wären . Die Stimmen, die ihr überhaupt 
keine13 oder eine nur auf wenige Einzelfälle beschränkte14 

Existenzberechtigung zubill igen, sind wohl vor allem des­
halb nur sehr vereinzelt geblieben. Andererseits reicht es 
für d ie Annahme einer Unterlassungsstrafbarkeit nicht 
aus, den Gedanken der lngerenz allein mit ihrer Evidenz 
oder allgemeinen Überzeugungskraft15 zu begründen. 
Welches Prinzip hinter ihr steht und welche Besonderhei­
ten sie zugleich von den übrigen Garantenposirionen un­
terscheiden, lässt sich am besten nach einer kurzen Be­
trachtung der verschiedenen Garantengruppen klären. 

D ie Schutzgarantenptl ichten wurden aus dem Umstand 
hergeleitet, dass der Pflichtige sich in eine Position gesetzt 
hat, d ie ihm eine besondere, über die allgemeine Solidari­
tät der Rechtssubjekte hinausgehende Verantwortung für 
ein bestimmtes Rechrsgur zuweist. Auf diesen gemein­
samen Nenner lassen sich die verschiedenen Begründungs­
linien bringen, unabhängig darnn, ob im Einzelnen der 
pflichrbegründende Aspekt in einer „gesteigerten Verant­
wortung" 16 gegenüber einem Rechtsgut, in der „garanten­
spezifischen sozialen ~ähebeziehung~ 17 zu seinem Inha­
ber oder in einer "sozialen Position, die mit allgemein 
anerkannten Erwartungshaltungen verknüpfr" 18 ist, gese­
hen wird. Auch die Überwachungspflichten, finden ihren 
Grund in einer Sonderbeziehung, die allerdings anders 
gelagert ist. H ier ist es das besondere Verhältnis zu der -
geschaffenen oder beherrschten - Gefahrenquelle, das die 
Einstandspflicht zugleich auslöst und begründet: Wer eine 
sachliche oder personale Quelle von Gefahren in einer 
Form beherrscht, die andere \'On einer Einwirkung darauf 
ausschließt, muss sozusagen als Preis für diesen exklusiven 
Einflussbereich die Haftung für Schäden in Kauf nehmen, 
die aus einem sorglosen Umgang mit ihr resultieren. Inso­
fern ist die Überwachungsgarantensrellung ein Korrelat 
der Handlungsfreiheit, die es dem Einzelnen erst ermög­
licht, innerhalb der Grenzen des Rechts potentielle Gefah­
renquellen zu schaffen, zu besitzen oder zu verwalten19. 

Dieser Gedanke trifft in abgewandelter Form auch auf die 
Grundsituation der Ingerenz zu, in der jemand seinen 
Handlungsspielraum über das ihm ,·on der Rechtsord­
nung zugestandene Maß hinaus erweitert und durch die­
sen Freiheitsgebrauch eine Gefährdung fremder Rechts­
güter bewirkt. 

Doch ist bereits hier ein erster Unterschied zwischen 
dem pflichtwidrigen20 Vorverhalten und allen anderen 
(Schutz- oder Überwachungs-) Positionen erkennbar, der 
sich auf den Entstehungszeitpunkt einer Rechtspflicht be-
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zieht: Der Ingerenr ist notwendigerweise erst von dem 
Zeitpunkt an fü r die Erfolgsabwendung verantwortlich, 
in dem der gefährliche Kausalverlauf bereits in Gang ge­
~~tzt wurde. Sowohl die Obhurs- als auch die übrigen 
Uberwachungsgaranren sind dagegen bereits in der 
Pflicht, während sich die Gefahren für ein Rechtsgut oder 
aus der zu überwachenden Gefahrenquelle noch in einem 
Stadium bloßer Latenz befinden21 • Wer einen Säugling als 
Babysitter beaufsichtigt, eine Fabrik betreibt oder eine 
Bahnanlage repariert, ist bereits dann Garant, wenn ein 
schädigender Kausalverlauf noch gar nicht ausgelöst wor­
den ist. Anders als bei den anderen Positionen geht es bei 
der Ingerenz indes nicht mehr um Schurz oder Sicherung, 
sondern bereits um Rettung22. 

Das zweite Charakteristikum der Ingerenz findet sich 
auf der objekti\'en Tatseite. Die Garantenstellung aus In­
gerenz hängt stets von dem persönlichen Verhal ten des 
(späteren) Unrerlassungstäters ab. Dieser auf den ersten 
Blick nahezu selbm·erständliche Umstand unterscheidet 
die lngerenz von den meisten der anderen Garantenposi­
rionen. Bei den Obhuts- und Überwachungspflichten ist 
die Entstehung der Position nicht durch ein bestimmtes 
Vorverhalten des Garanten bedingt. Zwar können diese 
Garanten entscheiden, ob sie eine bestimmte Position ein­
nehmen wollen oder nicht - etwa indem sie ein Kind 
beaufsichtigen, eine Fabrik eröffnen oder ein gefährliches 
Tier halten . Doch ist es nicht ih r Verhalten selbst, das die 
Garantenpflicht begründet. Zu Garanten werden sie allein 
schon durch ihre Funktion als Babysitter, Betriebsinhaber 
oder Hundebesitzer - unabhängig davon, wie sie sich in 
d iesen Rollen verhalten. 

10) Sd1ii11ema1111 Grund und Grenzen der unechten Unrerlassungs­
delikre, 1971, S. 236. 

11) Roxi11 AT 11. § 32 Rn 19. 
12) Für einen Cberblick über die Probleme LK-]escbeck 11. Aufl., 

§ 13 Rn 31 ff.; So:,·.1d.1 Jura 2003, 236. So weist erwa Roxin AT II, 
§ 32 Rn 143, heure d3r3uf hin, dass ihre . Begründung und Ausgesra l­
rung im einzelnen hoffnungslos umsrri rren" sind. Und schon \Velp Vor­
angegangenes Tun Jls Grundlage .. . , 1968, S. 16, \'erwies auf die unbe­
friedigenden, zu einem großen Teil nur aphoristischen Formul ierungen, 
mir denen seinerzeit eine materielle Begründung der Ingcrenz versuche 
wurde. 

13) Scbii11ema1111 (o. Fn 10), S. 313; Seebade in FS Spende(, . 1992, 
S. 342; Langer in FS Lange, 1976, S. 243; auch Brammsen (o. Fn 9), 
S. 447, der die Ingcrenzkonsrellarionen als Begehungstaten a nsiehe. 

14) S.mgenstedt Garanrenstellung· und Garanrenpflichr von Amtsträ­
gern, 1989, S. 410, begrenzt sie etwa auf die Fä lle, in denen sich der 
Risikoprozess noch im Herrschaftsbereich des Handelnden befindet; auf 
Fallgruppen beschränkend Pfleiderer Die Garanrenstellung a us vorange­
gangenem Tun, 196i . 

15) So aber KiiN AT, 4. Aufl.,§ 18 Rn 9 1. 
16) Srratenu:ertl, AT 1, § 13 Rn 18. 
17) Henberg Die Unterlassung im StrafR und das Garanrenprinzip, 

1972, s. 353. 
18) Br.immsen (o. Fn 9 ), S. 135. 
19) P.iwlik (o. Fn 5), S. 349; Sangenstedt (o . Fn 14), S. 411. Jakobs 

(o. Fn S), 28. Abs.:hn., Rn 14, nennt dieses Korrelat die .Kosten der 
Handlungsfreiheit". 

20) Die umsrrinene Frage, ob das Vorverhalren des Ingerencen 
pflichtwidrig sein muss, kann hier nicht vertieft werden. Ganz überwie­
gend wird heure eine Pflichtwidrigkeit verlangt, s. nur BGHSt 37, 115; 
LK-Jeschuk 11. Aufl., § 13 Rn 33; Trönd/e/Fischer 51. Aufl., § 13 
Rn 11; SIS-Stree 26. Aufl., § 13 Rn 34; Geppert J ura 2001, 492; Wes­
sels/Beulke AT, 33. Aufl., Rn 726; Roxin in FS Trechsel, 2002, 
S. 557 f.; Stein JR 1999, 271; krit. dagegen ;\,lünchKomm-Freund § 13 
Rn 124; Otto in FS Hirsch, 1999, S. 307; Rengier JuS 1989, 806; eher 
auf Risikoerhöhung abstellend 'J',.1(-Seelmann § 13 Rn 117. 

21 ) :-:ichr überzeugend Gimbemat in FS Roxin, 2001; ders. ZSrW 
111 (1999), 333. );ach seiner Konzeption bestehe eine ständige Schurz­
pflichr gegenüber Kindern, die er aufgrund ihrer gänzlichen oder par­
tiellen Hilflosigkeit als permanente Gefahrenherde ansiehe, gegenüber 
erwachsenen Verwandten aber nur, wenn sie sich durch Krankheit oder 
Unfall in einen ~fahrenherd verwandeln. Eingehende Kritik bei Roxin 
AT II, § 32 Rn 25. 

22) Ahnlich ziehe Roxin AT Il, § 32 Rn 145, d ie Grenze zu anderen 
Überwachungsgaranren. 
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10 NStZ 2005, Heft I Jasch, Obern.1/,me von Garantenpflichten aus lngerem:? 

Eine Ausnahme von diesem Grundsatz gilt jedoch für den 
Bereich der Obhutsgar:rnten: Schutzpflichten können auch 
durch das Verhalten des Garanten begründet werden, erwa 
wenn die bloße Aufnahme von Reparaturarbeiten, einer medi­
zinischen Notfallversorgung23 oder der Beaufsichtigung eines 
Kindes eine konkludente Übernahme von Obhutspflichten dar­
stellt. Aus diesem Grunde wird teilweise die enge Verwandt­
schaf~ zwischen der lngerenz und der Fallgru,Epe der Pflichten 
aus Übernahme einer Schutzfunktion bernm-\ da sich beide 
auf ein Verhalten des Verpflichteten gründen. Der entschei­
dende Unterschied zur Ingerenz besteht hier aber in dem gegen­
seitigen Einverständnis, mit dem es zur Begründung einer Ob­
hutspflicht kommt. Der Inhaber eines Rechtsgutes selbst oder 
der zu seinem Schutz ursprünglich Berufene25 (etwa die Eltern 
des Kindes) überträgt Verantwortung mit \Vissen und Wollen, 
während sich die Verantwortungsbegründung in der lngerenz­
Sicuation grundlegend anders darstellt: Hier ist es zunächst 
derjenige, dessen Rechtsgüter durch die pflichtwidrige Ver­
handlung bedroht sind, der quasi als Schutzgarant seiner 
selbst26 fungiert - aber keineswegs in einen Übergang eines 
Teiles seiner (Selbst-)Schutzkapazitäten auf den lngerenten ein­
willigt, wie es bei der klassischen Übernahme von Garanten­
pflichten der Fall ist. 

a) Die Grenze zur allgemeinen Hilfspflicht 

Fassen wir diese Besonderheiten der Garantenstellung 
aus Ingerenz zusammen, so bleibt festzuhalren : Sowohl 
gegenüber den Schutz- als auch den (anderen) Über­
wachungspflichten zeichnet: sich die Ingerenz dadurch 
aus, dass der Garant allein aufgrund eines eigenen, wil­
lensgesteuerten Verhaltens in seine Pflichtenstellung ein­
rückt, die erst mit dem Beginn eines gefährlichen Kausal­
verlaufes einsetzt. Zusätzlich unterscheidet sie sich von 
den meisten Schutzpflichten - mit Ausnahme der mit der 
lngerenz strukturell ähnlichen Übernahme einer Obhuts­
stellung - durch das Fehlen einer fre iwilligen M itwirkung 
des zu schützenden Rechtsgutträgers oder des zum Schurz 
d ieses Rechtsgutes bereiten Garanten. 

3. Übemahme und lngeren~ 

Wenn von einer Übernahme von Garantenpflichten ge­
sprochen wird, können sich dahinter zwei unterschiedli­
che Konstellationen verbergen. Erscens kann eine Garan­
tenscellung -~nmittelbar gegenüber dem Rechtsgutsträger 
durch die Ubernahme von Schutzfunktionen begründet 
werden. Hierher gehören etwa die Aufnahme einer medi­
zinischen Versorgung, die Leitung gefährlicher Bergwan­
derungen oder riskanter sportlicher Aktivitäten. Zweitens 
können Pflichten von einer Person übernommen werden 
d ie ihrerseits schon Garant gegenüber Dritten ist. Für di; 
hier interessierende Frage geht es allein um diese zweite 
Konstellation einer abgeleiteten Garantenpflicht. Da nie­
mand a_~s Ingerent für die Bewahrung seiner eigenen 
Re~ht_sgute_r h~fcen _kann, stellt sich die Frage nach der 
~ioglichke1c emer_ Ü~ernahme von Ingerenzpflichten nur 
m der Form, ob die Übercragun~ von Pflichten eines Inge­
~enten auf einen Dritten - den übernehmenden - denkbar 
ist._ In Fra_ge stehe also allein die Übernahme einer fremden 
P_fhchc, mc~n. e~:wa die Möglic_h~eit der Begründung einer 
eigenen, ongmaren Schuczposmon gegenüber dem gefähr­
deten Rechtsgunräger. 

Wir~ eine Übernahme der Pflichten von einem Garan­
t~n be1aht, so h~~ das_ weitreichende Konsequenzen: Der 
Üb~m~hmende ruckt m vollem Umfang in den Pflichten­
kreis ~m, ohne_dass de_r ursprüngliche Garant automatisch 
aus s

1
e1~eß~ Obhegfl~nhhe1t entlassen wird. Vielmehr bleibt er 

rege ma ig ve~p ic tet und hat, je nach den Einzelheiten 
der Konstellanon? mehr oder weniger Sorge dafür zu tra­
ge~, dass __ der . Über?ehmende die Erfolgsabwendungs­
pfhcht erfullt. Über diese Grundsätze herrscht . h d 
E. · k · 27 Ob • we1tge en 

img eit • diese Konstruktion auch a f d. 1 An d r· d k . u 1e ngerenz 
wen ung _m en ann, ist aus unterschiedlichen G .. -

den zu bezweifeln. run 

Schon in systematischer H insicht stellt s ich die Frage, 
wo d ie Grenze zwischen (übernommenen) lngerenten­
pflichten und den jedermann treffenden N?thilfepflichten 
aus § 323 c StGB liegen soll, wenn eine Übernahme der 
Ingerentenpflicht möglich wäre. Sieht man einmal von 
den umstrittenen und auch von der Rechtsprech ung nich t 
einheitlich28 gelösten Fällen der :Mittäterschaft oder Teil­
nahme an dem gefährdenden Vorverhalten ab, so ist vor 
allem die Konstellation problematisch, .die a~ch der Ent­
scheidung des Senats zugrunde lag: Die „Übernahme" 
erfolgt durch einen Dritten, der erst nach Abschluss der 
gefährdenden Tathandlung hinzutritt und m it ihr weder 
täterschaftlich noch als Teilnehmer verbunden war. Der 
auf diese Weise hinzutretende Dritte befindet sich in der 
rypischen Situation, für die § 323 c StGB eine strafbe­
wehrte Hilfspflicht statuiert. Allein das in einem sogenan­
nten „echten" Unterlassungstatbestand entha ltene Gebot 
kann aber - nach ganz einhelliger Auffassung29 

- n icht 
gleichzeitig eine Rechtspflicht für ein "unechtes" Unter­
lassungsdelikt begründen. Wenn für einen zuvor unbetei­
ligten Dritten ein Eintreten in d ie Position des lngerenten 
möglich sein soll, fragt sich in der Tat, woraus sich seine 
rechtlich fundierte Einstandspflicht ergeben soll, die über 
die allgemeine Hilfspflicht hinausgeht. 

\X"ie bedeutsam diese Abgrenzung ist, wird deutlich, wenn man 
an die Möglichkeit einer nur konkludenten Pflich tübernahme 
denke. Würde eine Übernahme schon darin gesehen werden, dass 
sich der nach Ab,chluss von Gewalrhandlungen hinzukommende 
Drirre um das Opfer kümmert, so folge daraus seine Haftung aus 
den§§ 212,_ 13 StGB, wenn er seine Bemühungen später abbricht. 
D~gegen bhebe es bei einer unterlassenen H ilfe leistung für den 
Tate_r, _der an der selben Situation von An fang an zu keiner Hilfe 
be_re1t 1s~. Diese _Bena_chreiligung dessen, der zumindest anfanglich 
Hilfe leistet, w3.re em kaum plausibles Ergebnis. Jedoch stehen 
3.uch diese Er~,·agungen der Möglichkeit einer lngerenrenpflichc­
ubern:1~me mehr per se entgegen. Sie verdeutlichen :i llein, wie 
entscheidend klare Kriterien d:ifür sind wann von der Über­
n:ihme eines Pflichtenkreises auszugehen i~t. 

b) Kotwendige Einschränkung der lngerenz 

Unbefriedigend wäre es auch, wenn die entwickelten 
Kriterien zur Einschränkung der Ingerencenhaftung allein 
dadur~h u~gangen werden könnten, dass ein unbeteilig­
ter _Dn_tter_ m d~n durch Ingerenz begründeten Pflich ten­
kre_1s emtrm. Eme Umgehung droht weniger bei dem zu­
weilen als „eigen tümlich blaß"30 kritisie rten Einschrän­
kungskriteriur:n einer „nahen Gefahr", die durch das H:rn­
deln gescha ften w o rden sein muss. O hne besondere 
Schwierigkeiten feststellba r bleibe a uch das Erfordernis 
der Pflichtwidrigkeit31 des Vorverhaltens an sich. Proble-

i~l Auf die in_ den Ein_zelheiten strittige _Konst_ruktion einer Gar.1nten­
p 1cht von Bcremcha~sarzten soll hier nicht e ingegangen werden nä ­
her dnu Tr~ndl~!Fischer (o. Fn 20), Rn S: Kiihl (o. Fn 15 ) Rn iJ. • 

2-1) 5tree in FS H. '.\byer, 1966, S. 155 mwN. 
25) R,.'dolpl,i Die Gleichstellungsproblematik der unechten Unterlas­

sungsd~hkte, 1_966, S. 106, spricht hier in einer bis heute zweckdienli­
chen D1f_ferenz1erung von Primiir- und Sekundärgaranten. 

~6) Diese a~f dem P_rinzip der Eigenverantwortung beruhende Sicht­
wei~ findet 51Ch bereits bei Arthur J:.J.ll{mann in FS Henkel 1974 t :~~-ebenso Rttdolphi (o. Fn 25), S. 116; Sangenstedt (o. 'Fn 14 ): 

27) BGH 1':StZ 2002, 421 (" Wuppertaler Schwebebahn") m. Anm. 
FRreurrd; SIS-Stru (o. Fn 20), Rn 26, 30; Tröndle/Fischer (o. Fn 20) 

n 13a mwN. ' 
2S) S. zu_m E.~~s eines Mittäters BGHSt 38, 356 358 und BGH StV 

1986_, 59 e,ner~ m . BGH 1':StZ 2000 SSJ sowie NStZ 1998 83 d rcrsc1ts. • • 3 n c„ 
2; 1 BGHSt J, 65; SIS-Slrtt (o. Fn 20), Rn 57; Trönd/e/Fisclm 

Fn -O), Rn 13; Jmheckl\Veigend AT § 59 IV 2 (o. 
30) So Sotv.zdJ. Jura 2003, 238. ' · 

ge!,' !-J~~i:;:. ;~f~~~ernis einer Pflichtwidrigkeit wird hier 11usgcgan• 
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matisch im Hinblick auf eine Pflichtenübernahm · 1 
1 d . d .k . e 1st a -
er mgs as resm ·ti~e Kriterium des Pflichtwidrigkeits-

zusam:nenhanges: Mit Recht wird ganz überwiegend für 
unabdingbar era_chtet, dass die Pflichtwidrigkeit gerade in 
der yerle_t~ung einer Norm bestehen muss, die dem Schutz 
des Jeweiligen Rechtsguts dient32 Ei·n neu h" d . . . mzutreten er 
Drmer a~er hat bis zur vermeintlichen Übernahme der 
P_flich~en Ja gerade keinen Normverstoß bega ngen, so dass 
s1~h ein Zusammenhang zwischen den von ihm verletzten 
t--:ormen un~ dem eingetretenen Erfolg naturgemä ß nicht 
h~rstellen lasst. Unangemessen und mit dem Erfordernis 
emer Rechtspflicht zum Handeln unvereinbar wäre es ihn 
.daher für alle denkbaren Folgen eines pflichtwid;igen 
Vorverhaltens haften ·zu lassen. 

c) Veranrwortungsprinzip und Ingerenz 

Der entsc_heidende Grund für die Unübertragba rkeit der 
In~er~nzpfhcht liegt in einem wesentlichen Zurechnungs­
prmz1p, von dem d as Strafrecht beherrscht wird. Da die 
lngerenz g:inzlich vom persönlichen Verhalten des Garan­
te~ abhängig ist, würde eine abgeleitete Ingerenrenpflicht 
mit dem Verantworrungsprinzip33 koll idieren. Der 
~rundsatz, . dass jedermann für sein eigenes Handeln, 
nicht aber tür das vollverantwortliche Tun a nderer Per­
sonen haftet, erlangt als Begrenzung der Garantenpflich­
ten aus § 13 StGB auch in anderen als der hier behandel­
ten Konstella t ion eine besondere Bedeutung. So stelle sich 
d ie Frage einer möglichen Ingerenzhafrung ebenso in den 
F:illen, in denen mehrere Personen mir unterschiedlichen 
:\lociven und Tacbeicrägen in das gefahrscha ffende Vor­
verhalcen verwickelt sind. Hier führt das Verantwortungs­
prinzip dazu, d ass bei gemeinsam verübten Straftaten die 
:-.liccä ter für die Exzesshandlungen eines Komplizen nicht 
haften, solange sie nicht selbst durch die eigenen Tatbei­
träge zumindest eine Gefahrerhöhung bewirkt habenH . 
Ebenso wenig ka nn ein Vorverhalten eine Garanrenscel­
lung begründen, das sich lediglich als ~ lichilfe bei der fre i 
vera ntwortlichen und gewollten Selbstgefä hrdung eines 
anderen d.1rscellc35• Denn die zum Tacbescandserfolg füh ­
rende Ausübung freier Selbscbescimmungsrechre des Op­
fers stellt srecs eine Grenze für die Zurechnung des Erfol­
ges zum Verhalcen des Täters dar. 

D ieses Prinzip droht erheblich relativiert zu werden, 
wenn die aus einem pflichtwidrigen Vorverhalren resultie­
renden Ahvendungspfl ichcen zum Gegenstand einer fak­
tischen Übertragung und somit zu einer Art ,.Handels­
ware" zwischen Personen gemacht werden könnten. Für 
die Frage einer Übernahme der lngerenzpfl icht wirfc das 
\ 'erantworrungsprinzip in zweifacher Hinsicht Probleme. 
auf, nä mlich einerseits hinsichtlich der Person des die 
Pflicht übernehmenden, andererseits aber auch mir Blick 
auf den Ingerenten und seine Beziehung zu dem gefähr­
deten Rechrsgur. 

aa) Für den übernehmenden würde aus d ieser Pflicht­
übertragung folgen, dass er als Täter für den Eintritt eines 
Erfolges haftet, obwohl er in das gefahrbegründende Ge­
schehen nicht einmal involviert war. Umgekehrt mag für 
den ursprünglichen lngerenten daraus die Möglichkeit 
einer Exkulpation entstehen, soweit er nur die sorgfältige 
Auswahl und Überwachung des übernehmenden darlegen 
kann. Derartige Folgen erscheinen sinnwidrig, wenn ma n 
den Hintergrund der Garantenpflicht aus Ingerenz be­
denkt. Für ihre Begründung wird allgemein das Verbot 
der Verletzung fremder Rechrsgürer (11em inem /Jede) he­
rangezogen36, das seinen Ausdruck in den unterschiedli­
chen Verbotsnormen findet. Har jemand durch sein Ver­
halten einen Ka usalverlauf in Gang gesetzt, der den Ein­
tritt eines Schadens befürchten lässt, so wurde damit be-
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~eits gegen den Verhal tensappell der Verbotsnorm versto­
~en. Sola ~ge schädl iche Erfolge aber noch abgewendet 
w erden konnen, enthä lt die Verbotsno rm zugleich ein 
Gebot an den Täter, d iese aus seinem Verha lten resultie­
rende _Gefahr w ieder zu beseitigen37• Da mit steht d ie Kon­
struktion der lngerenz auf einem Begründungsfundament, 
das aus dem persönl ichen, frei verantwortlichen Vorver­
halten des Täters besteht. Der lngerent haftet für den 
Erf~I?, weil er für die Gefährdung, d ie sich im Erfolg 
reahs1~rc hat, verantwortlich ist 38• Aufgrund dieser engen 
Verknupfung von persönlichem Vorverhalten und der erst 
dadurch entstehenden Handlungspflicht liegt die Erwä­
gung nahe, da_ss es sich bei der Garantenstellung aus 
Ingerenz um eme höchstpersönliche Pflicht handelt die 
allein durch den Ingerenten erfülle - und eben nicht ~irk­
sa m auf einen Dritten übertragen werden kann39 • Daran 
ä ndert sich auch nichts dadurch, dass dem eigenverant­
wortlichen H andeln des Vortäters in Form der Gefähr­
dungshandlung eine ebenso eigenverantwortliche Über­
nahme von Rechrspflichten durch einen Dritten gegen­
übersteht. Bei einer derartigen Übernahme durch den 
Dritten kann es sich - soweit d ie Vora ussetzungen dafür 
vorliegen - allenfalls um die Begründung einer neuen, 
eigenständigen, gleichsam originären Sch utzgarantenstel­
lung handeln, nicht aber um eine abgeleitete Garantenstel­
lung kraft Übernahme einer lngerenzpflicht40• 

bb) Die Besonderheit der lngerenz mir Blick auf die 
Beziehung zwischen Garant und gefährdetem Rechcsguc 
oder der Gefahrenquelle zeige sich anhand eines Verglei­
ches mir den Schurz- und den Überwachungspflich ten, die 
in der Regel unproblematisch auf andere Personen dele­
giert werden können. Die Delega tion beruhe zuniichsr da­
rauf, dass dem ursprünglich zuständigen Primärgaran­
ten4 1 ein Einflussbere ich über ein Rechcsguc oder eine 
Gefahrenquelle eingeräumt isr. Die Einrä umung dieses 
Einflussbereiches geschieht in den Fällen der Schutzposi­
tionen durch den Rechcsgurinhaber selbst oder den Um­
stand, dass dieser von Natu r a us nicht zum Selbscschurz 
in der Lage ist. Bei den Überwachungsgaranren ergibt sie 
sich, wie bereits erliiutert41, als Korrelat der allgemeinen 
Handlungsfreiheit, die a uch ein riskan tes Verhalten be­
grenzt gesta ttet. Dieser Einflussbereich ist es, den der 
ursprüngliche Garant a n den übernehmenden Sekundär­
garanren ganz oder te ilweise weitergibt. Dem lngerenren 
dagegen wurde niemals ein derartiger Einflussbereich ein­
gerä umt. Seine Siruarion kennzeichnet vielmehr, dass der 
bedrohre Rechrsgurinhaber gerade nicht mit seiner Ge­
fährdung einverstanden war und auch die Rechtsordnung 

321 SIS-Stree (o . Fn 201. Rn 35 J : Kiil,/ (o. Fn 15), Rn 102. 
33) Zum Ver3ntworrungsprinzip SK-R11do/pl,i rnr § 1 Rn 72; Le11cJ:.-

11er in FS Engisch, S. 505. 
3-1) BGH NStZ 199S. 8-1; NStZ 2000, 583. 
35) So etwa in den Fällen gemeinsamen Drogenkonsums oder des ris­

b nten .Autosurfens- auf dem DJ, h von Fahrzeugen. Wie hier Ro.~i11 
in FS Trechsel, 2002. S. 562; Kiil,I (o. Fn 151, Rn 105; Fiinfsinn StV 
1985, Si. Anders BGH :-.:StZ 19S-I, 452; 19S5, 320; Tröndle/Fischer 
(o. Fn 20), Rn 11. 

36) Jescheck/Weigtnd AT, § 59 IV 4 a; SIS-Stree (o . Fn 20), Rn 32. 
37) Suin JR 1999, 270. 
3 8) Otto in FS Gössel, 2002, S. 116; ähnlich Stree in FS Klug, Bd. 2, 

1983, s. 398. 
39) So hinsic htl ich höchstpersönlicher Pflichten SIS-Stree (o. Fn 20), 

Rn 26. . 
40) Diese Kfarstellung wäre bereits in der 3Js .Lederspray-Urre,I" bc· 

kannt gewordenen Enischeidung des BGH zur strafrechtlichen Produk~­
haftung erforderlich gewesen, in der das Geri.:ht aber durchaus von ••· 
ner mögli.:hen Übernahme von lngcrenzpflichten ausging, BGHSt 37, 
106 ff.; dazu Kuhlen :S:StZ 1990, 566; Meier NJW 1992, 3193; 
Brammun GA 1993, 97; O tto in FS Hirsch, 1999, S. 29-1 f. 

41 ) Verwender wird hier die T«minologie von R11do/pJ,i (o. Fn 26), 
s. 106 ff. 

4 2) S. oben II. 2. 

-
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ein Verhalten, das zur Schädigung anderer führt, nicht 
gestattet. Folglich __ besitzt der Ingerent im Unterschied zu 
den Schutz- und Uberwachungsgaranten keinen rechtlich 
legitimierten Einflussbereich über ein Rechtsgut, d·en er an 
einen Dritten übertragen könnte. Mit dieser Sichtweise 
korrespondiert auch die Rechtsprechung des BGH hin­
sichtlich der Frage, ob eine Rettungspflicht aus Ingerenz 
gemäß § 13 StGB für denjenigen entsteht, der einen An­
griff auf seine Person in Notwehr (§ 32 StGB) abwehrt 
und dabei den Angreifer lebensgefährlich verletzt. Der 
BGH hat d ies für den Regelfall eines schuldfähigen An­
greifers zu Recht verneinc43 und in der Literatur dafür 
überwiegend Zustimmung erfahren"'"'. Würde man dieses 
Problem anders entscheiden und aus einer gerechtfertigten 
Abwehrhandlung eine sich anschließende Ingerenzpflicht 
ableiten45, so läge darin die rechtliche Anerkennung eines 
dem Ingerenten zustehenden Einflussbereiches über 
fremde Rechtsgüter. Eine solche Anerkennung findet sich 
im deutschen Strafrecht jedoch nicht. 

rrauenstatbestand setzt, schafft der übernehmende, wie 
Stree47 herausgearbeitet hat, ein neues Gefahrenmoment, 
das die Grundlage für eine Erfolgszurechnung darstellen 
kann. 

Dieser Linie folgt grundsätzlich auch der BGH, dessen 
4. Strafsenat erst in jüngerer Zeit für den Fall einer abge­
leiteten Garantenstellung bekräftigt hat, dass nicht „jedes 
allgemein gehaltene, unverbindliche Hilfsangebot" für die 
Mitübernahme von Garantenpflichten ausreicht, sondern 
„das Vertrauen der übrigen Garanten in die Mi~ir½ung 
des Hilfswilligen"48 begründet werden muss. Mit dieser 
Feststellung ist allerdings für die Frage, unter wel:hen 
konkreten Umständen ein Vertrauenstatbestand vorliegt, 
noch wenig gewonnen. Auch bleibt unkla~, wie sich ~as 
anfängliche \'errrauen zu den Sorgfa_!tsp~1chten verhalt, 
die unter Umständen bei dem ursprunghchen ~aranten 
verbleiben. Denn je nach den „Umständen _des ~mz~lfal­
les"49 kann der ursprüngliche Garant zug!e1ch bis hm zu 
einer vollständigen Überwachung des Übern~h~enden 
verpflichtet bleiben. Hier schließt si_ch ?er Kreis m eher 
paradoxer w·eise: Bleibt __ der Garant m emem ~ohen Maß 
zur Überwachung des Ubernehmenden verpflichtet, und 
kommt er dieser Verpflichtung nach, so kann von_ d~r 
Aufgabe eigener Erfolgsabwendungsbe~ühungen - die Ja 
gerade die Grundla~e der Schaffung e~nes Gefahrenmo­
mentes durch den Ubernehmenden ware - kaum noch 

Bedeutsam ist in diesem Zusammenhang gerade auch 
der Umstand, dass die lngerenzhafrung in zeitlicher Hin­
sicht erst mit der Auslösung eines gefährlichen Kausalver­
laufes beginnt. Ziel der Garantenstellungen ist es, Ve~ant­
wortung für den Schutz ,·on Rechtsgütern zuzuschre1b~n. 
Diesem Ziel könnte nicht entsprochen werden, wenn sich 
dem Garanten auch noch nach dem Beginn des Kaus~l­
verlaufes der bei ungestörtem Fortgang zum Erfolgse_m­
tritt führ'en würde, die ~löglichkeit bieten würde, seme 
Abwendungspflichten auf andere zu . übercrag~n. A~_ch 
den übrigen Garantengruppen steht eme derartige Mog­
lichkeit nicht offen. Zwar kann ein Vater seine Obhuts­
pflicht im Regelfall auf einen Ba~>:sitter ~be_ma_gen. A?er 
in dem Augenblick, in dem das _Kmd bere~_ts m emen T~1ch 
gefallen ist und gegen d~s Er:nnken ankampft, steht ihm 
diese Möglichkeit na~~rhch nicht mehr_o_ffen. Ebenso v~r­
hält es sich mit den Uberwachungsposmo~en: Der Besit­
zer eines bissigen Hundes mag seme Pflicht zu de~sen 
Beaufsichtigung an einen Dritten abgeben_ - aber mehr 
mehr in dem Moment, in dem das 1!er b~re1ts auf Passan­
ten zurennt. Grund dafür isr, dass sich niemand ~er straf­
rechtlichen Verantworrlichkeir für einen ,·on ihm be­
herrschten Kausalverlauf selbst entledigen kann, wenn 
dieser Kausalverlauf bereits _unmittelbar auf die Verlet­
zung fremder Rechrsgüter hin_auslä_~ft_- Ge~au . dies ~•äre 
aber die Folge, würde man die Moghchke1t emer Über­
tragung von lngerenzpflichten bejahen. 

d) Übernahme und Vertrauen 

Wenn ein hinzukommender Dritter also durchaus zu 
einem eigenständigen Übernahmegaranten für die Rechts­
güter desjenigen werden kann, der durch ein Vorverhalten 
des lngerenten gefährdet isr, so stellt sich die Frage nach 
den Kriterien für eine derartige Übernahme. Ein recht­
liches Einstehen-Müssen für eine Erfolgsabwendung kann 
nur durch eine Übernahme begründet werden, durch die 
sich der übernehmende in eine verpflichtende Beziehung 
zu dem gefährdeten Rechtsgut beziehungsweise seinem 
Träger serzr. Nur dann isr eine Zurechnung von später 
einrrerenden Rechrsgutverlerzungen durch die Untätigkeit 
des. Garanten begründbar. Zentrales Kriterium für die 
Annahme einer deranigen Beziehung ist nach heute vor­
herrschender Ansicht4' das zwischen den Beteiligten ent­
stehende Ve':"auen. Garantenpflichten enrstehen dem­
nach durch Übernahme, wenn der zu schürzende Rechts­
gurinhaber oder ein schuczbereiter Dritter im Venrauen 
auf den übernehmenden eigene Anstrengungen zur 
Erfolgsabwendung aufgibt oder unterlässt. Erst indem er 
diesen sich für die anderen Beteiligten auswirkenden Ver-

gesprochen werden. 
Für mehr 1'larheit würde das hier favorisierte Konzept 

der Kontrollherrschaft sorgen. Von der Übernahme einer 
Schutzposition isr dann auszugehen, wenn der Täter 
durch sein \'erhalten die objektive Herrschaft über das 
Geschehen an sich gezogen oder mindesten·s zu seinen 
Gunsten verschoben hat. Das wäre der Fall, wenn ein 
Ingerent eigene Erfolgsabwendungsbemühungen im Ein­
verständnis mit einem hinzukommenden Dritten unter­
lässt oder abbricht, weil der Dritte diese Aktivitäten über­
nimmt. So wäre in dem hier besprochenen Fall eine Ga­
ranrenstellung des nach den ersten Misshandlungen hin­
zugekommenen B anzunehmen, wenn sich der Bordell­
besitzer nicht mehr um das Opfer gekümmert hätte, weil 
B dessen Versorgung zugesagt oder ernsthaft mit ihr be­
gonnen hätte. Trifft ein Passant auf der Straße auf ein 
verletztes Unfallopfer, so wird er zum Garanten, wenn der 
Verletzte auigrund der Hilfszusage keine weiteren Per­
sonen anspricht oder sich auf andere Weise nicht mehr um 
Hilfe bemüht und diese Entwicklung für den Passanten 
erkennbar war. Im Hintergrund eines solchen Verhaltens 
mag zwar in der Tat ein Vertrauen auf das „in die Lücke 
springen" des Dritten stehen. Jedoch kann dieses intersub­
jektiv schwer nachvollziehbare und daher ungenaue Krite­
rium allein keine ausreichende Handhabe für die Feststel­
lung einer Garanrenposition bieten. Entscheidend muss 
sein, ob die tatsächliche Herrschaft über den Geschehens­
ablauf einverständlich von dem primären Garanten oder 

43J BGH 2':StZ 1987, 171; NSrZ 2000, 414. Im Hintergrund dieses 
Problems steht zugleich die Frage, ob das eine lngerenz begründende 
Vo!"'·erhalren rC\:htswidrig ~in muss, ein pflichtwidriges Verhalten aus­
reicht (so heure die ganz ül,.,l"'viegende :'lieinung) oder sogar jN!e Gc­
fahIYerursachung genügt. 

44) Sowada Jura 2003, 240; Roxi11 .-\T II, § 32 Rn 182; Schröder JA 
2000, 191; S/S-Stru (o. Fn 20), Rn 37 Trönd/rlFischrr (o. Fn 20), 
Rn 11; MünchKomm-Frrund § 13 Rn 140; zweifelnd Kiihl (o. Fn 15), 
Rn 95. · 

-ISJ So al,.,r Hrr::berg JZ 1986, 989; .-\~t JA 1980, 716. 
46) S/S-Strrr 10. Fn 20), Rn 27; Lacl:nn-/Kiihl 24. Aufl., § 13 Rn 9· 

}tschtcl:IWtigmJ AT, § S9 N Je; Stru (o. Fn 24), S. 154. Krir. zu~ 
Begriff des Vem:iuens Brammstn (o. Fn 9), S. 90. 

•1:-/ Stru (o. Fn 24), S. 156. 
48J BGH NStZ 2002, 421, 424. 
49) BGH (o. Fn 48). 
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dem Rechtsgutinhaber selbst auf die hinzukommende Per- · 
so? übergegangen ist._ Ist das nicht der Fall, so haftet der 
Hinzukommende allein aus § 323 c StGB. 

ID. Fazit 

festzuhalten bleibt, dass Garantenpflichten aus lnge­
renz nicht auf Dritte übertragen werden und bei diesen 
eine abg_~leitete Garantenstellung begründen können. Eine. 
solche Ubertragung würde dem Verantwortungsprinzip 
zuwiderlaufen, da die strafrechtliche Haftung des Ingeren­
ten untrennbar mit seinem persönlichen Verhalten ver­
bunden ist. Eine Delegierung der Ingerentenpflichten auf 
einen Dritten würde dem Grundgedanken der strafrecht­
lichen Verantwortungszuschreibung widersprechen. Tritt 
eine dritte Person in einer lngerenzsituation in das Ge­
schehen ein so kann ihr Verhalten gleichwohl eine Garan- · 
tenstellung 'kraft Übernahme_ einer Sc~utzfu~kti?n be- · 
gründen. Für die Bejahung e1n~r ~erar~igen 1-!_beI,"n~hm_e 
kommt es darauf an, ob der Dntte im Emverstandms mit 
den anderen Beteiligten ein Stück der Kontrollherrschaft 
über das Geschehen übernommen hat. · 

-
NStZ 2005, Heft 1 13 


